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„Nutzen- statt Gewinnmaximierung“ 
fordert die Engpass-Konzentrierte 
Strategie nach Prof. Wolfgang Mewes. 
Wie sich seine gelebte Management- 
und Strategielehre gesellschaftspo-
litisch auswirken würde, hat Mewes 
immer wieder ausgeführt. Auch, dass 
diese Denkweise einen Weg aus den 
kommunistischen und kapitalistischen 
Ideologien sein könnte... Vor einigen 
Jahren gründete sich eine Bewegung, 
die auf den österreichischen Autoren, 
Referenten und Aktivisten Christian 
Felber zurückgeht. Sein Konzept der 
Gemeinwohl-Ökonomie (GWÖ) wird 
inzwischen von rund 1.700 Unter-
nehmen und einigen Tausend Einzel-
personen unterstützt. Sie sieht u.a. 
vor, dass jedes Unternehmen eine 
„Gemeinwohlbilanz“ erstellt, um den 
unternehmerischen Erfolg zu mes-
sen. Das gesamte Projekt ist ergeb-
nisoffen. Im Folgenden seien einige 
grundlegende Denkansätze der GWÖ 
dargestellt. Man muss nicht mit jedem 
Punkt übereinstimmen, aber in groß-
en Teilen ergänzt sie sich recht gut mit 
den Grundsätzen der EKS.

Laut einer Umfrage der Bertelsmann-
Stiftung vom Juli 2010 wünschen 88 
Prozent der Deutschen und 90 Pro-
zent der ÖsterreicherInnen eine „neue 
Wirtschaftsordnung“. Die in der wach-
senden Gemeinwohl-Ökonomie-Be-
wegung aktiven UnternehmerInnen, 
Selbständigen, Privatpersonen, Wis-
senschaftlerInnen und Organisationen 
haben zusammen eine vollständige 
alternative Wirtschaftsordnung ent-
wickelt, die sich aus 20 Schlüsselele-
menten zusammensetzt. 

Laut Bertelsmannstiftung wünschen 
rund 90 Prozent der Bevölkerung 
eine „neue Wirtschaftsordnung“.

Dabei handelt es sich jedoch nicht um 
„Positionen“ oder inhaltliche „Forde-
rungen“, sondern im Inspirationen und 
Diskussionsanstöße, die sich mit ande-
ren Ideen und Alternativen befruchten 
und in demokratischen Prozessen von 
unten diskutiert und entschieden wer-
den sollen. Das könnten zunächst kom-
munale, später nationale oder EU-weite 
Wirtschaftskonvente sein, in denen alle 
Vorschläge und Positionen gehört und 
zu Gesetzesentwürfen verdichtet wer-
den. Die Entscheidung über alle Vor-
schläge obliegt dem demokratischen 
Souverän. So könnte die erste demokra-
tische Wirtschaftsordnung entstehen. 

Hier sind die – ständiger Diskussion 
und Weiterentwicklung unterwor-
fenen – Eckpunkte:

1. Die Gemeinwohl-Ökonomie beruht 
auf denselben Grundwerten, die unse-
re Beziehungen gelingen lassen: Ver-
trauensbildung, Wertschätzung, Ko-
operation, Solidarität und Teilen. Nach 
aktuellen wissenschaftlichen Erkennt-
nissen sind gelingende Beziehungen 

das, was Menschen am glücklichsten 
macht und am stärksten motiviert.

2. Der rechtliche Anreizrahmen für die 
Wirtschaft wird umgepolt von Ge-
winnstreben und Konkurrenz auf Ge-
meinwohlstreben und Kooperation. 
Unternehmen werden für gegenseitige 
Hilfe und Zusammenarbeit belohnt. 
Kon(tra)kurrenz ist möglich, bringt 
aber Nachteile.

3. Wirtschaftlicher Erfolg wird nicht län-
ger mit an den Mitteln des Wirtschaftens 
gemessen (Geld, Kapital, Finanzgewinn), 
sondern an den Zielen (Bedürfnisbefrie-
digung, Lebensqualität, Gemeinwohl). 
Auf der Makroebene (Volkswirtschaft) 
wird das BIP als Erfolgsindikator vom 
Gemeinwohl-Produkt abgelöst, auf der 
Mikroebene (Unternehmen) die Finanz-
bilanz von der Gemeinwohl-Bilanz. Je 
sozialer, ökologischer, demokratischer 
und solidarischer Unternehmen agieren 
und sich organisieren, desto bessere Bi-
lanzergebnisse erreichen sie. Je besser 
die Gemeinwohl-Bilanz-Ergebnisse der 
Unternehmen in einer Volkswirtschaft 
sind, desto größer ist das Gemeinwohl-
Produkt.

4. Die Unternehmen mit guten Ge-
meinwohl-Bilanzen erhalten rechtliche 
Vorteile: niedrigere Steuern, gerin-
gere Zölle, günstigere Kredite, Vorrang 
beim öffentlichen Einkauf und bei For-
schungsprogrammen et cetera. Der 
Markteintritt wird dadurch für verant-
wortungsvolle AkteurInnen erleichtert; 
und ethische, ökologische und regio-
nale Produkte und Dienstleistungen 
werden billiger als unethische, unöko-
logische und globale.

5. Die Finanzbilanz wird zur Mittels-
bilanz. Finanzgewinn wird vom Zweck 
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zum Mittel und dient dazu, den neuen 
Unternehmenszweck (Beitrag zum all-
gemeinen Wohl) zu erreichen. Bilan-
zielle Überschüsse dürfen verwendet 
werden für: Investitionen (mit sozialem 
und ökologischem Mehrwert), Rück-
zahlung von Krediten, Rücklagen in 
einem begrenzten Ausmaß; begrenzte 
Ausschüttungen an die MitarbeiterIn-
nen sowie für zinsfreie Kredite an Mit-
unternehmen. 

Nicht verwendet werden dürfen Über-
schüsse für: Investitionen auf den Fi-
nanzmärkten (diese soll es gar nicht 
mehr geben), feindliche Aufkäufe ande-
rer Unternehmen, Ausschüttung an Per-
sonen, die nicht im Un-
ternehmen mitarbeiten, 
sowie Parteispenden. 
Im Gegenzug entfällt 
die Steuer auf Unter-
nehmensgewinne.

6. Da Gewinn nur noch 
Mittel aber kein Ziel 
mehr ist, können Unter-
nehmen die – aus ihrer 
Sicht – optimale Größe 
anstreben. Sie müssen 
keine Angst mehr ha-
ben, gefressen zu wer-
den und brauchen nicht 
mehr wachsen, um grö-
ßer, stärker oder profi-
tabler zu sein als ande-
re. Alle Unternehmen 
sind vom allgemeinen 
Wachstums- und wech-
selseitigen Fresszwang 
erlöst.

7. Durch die Möglich-
keit, entspannt und 
angstfrei die optimale 
Größe einzunehmen, 

wird es viele kleine Unternehmen in al-
len Branchen geben. Da sie nicht mehr 
wachsen wollen, fällt ihnen die Koopera-
tion und Solidarität mit anderen Unter-
nehmen leichter. Sie können ihnen mit 
Wissen, Know-how, Aufträgen, Arbeits-
kräften oder zinsfreien Krediten helfen. 

Die Bewegung versteht sich als 
ergebnisoffener, partizipativer, lokal 

wachsender Prozess.

Dafür werden sie mit einem guten Ge-
meinwohl-Bilanz-Ergebnis belohnt – 
nicht auf Kosten anderer Unternehmen, 
sondern zu deren Nutzen. Die Unter-
nehmen bilden zunehmend eine solida-

rische Lerngemeinschaft, die Wirtschaft 
wird zu einer Win/Win-Anordnung.

8. Die Einkommens- und Vermö-
gensungleichheiten werden in demo-
kratischer Diskussion und Entscheidung 
begrenzt: die Maximal-Einkommen auf 
zum Beispiel das Zehnfache des gesetz-
lichen Mindestlohns; Privatvermögen 
beispielsweise auf zehn Millionen Euro; 
das Schenkungs- und Erbrecht auf zum 
Beispiel 500.000 Euro pro Person; bei 
Familienunternehmen auf zum Beispiel 
zehn Millionen Euro pro Kind. 

Das darüber hinaus gehende Erbver-
mögen wird über einen Generationen-
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Gemeinwohlbilanz: Derzeit erfolgt die methodische Erfassung mittels „Gemeinwohlpunkten“, die für proaktives 
Verhalten bei den 17 Indikatoren vergeben werden. Zielsetzung ist eine nachvollziehbare, plausible und konsistente 

Einschätzung, wo sich ein Unternehmen auf dem Weg zum Gemeinwohl befindet. Dieses Instrument steht am Anfang 
seiner Entwicklung und wird ständig verbessert, evaluiert und präzisiert. Eine detaillierte Beschreibung der Indikatoren 

und Anwendung findet sich im Handbuch zur Gemeinwohlbilanz unter:  gemeinwohl-oekonomie.org



18 Strategie Journal [03-14] 

fonds als „Demokratische Mitgift“ an 
alle Nachkommen der Folgegenerati-
on verteilt: gleiches „Startkapital“ be-
deutet höhere Chancengleichheit. Die 
genauen Grenzen sollen von einem 
Wirtschaftskonvent demokratisch er-
mittelt werden.

9. Bei Großunternehmen gehen ab ei-
ner bestimmten Größe (zum Beispiel 
250 Beschäftigte) Stimmrechte und Ei-
gentum teil- und schrittweise an die Be-
schäftigten und die Allgemeinheit über. 
Die Öffentlichkeit könnte durch direkt 
gewählte „regionale Wirtschaftsparla-
mente“ vertreten werden. Die Regie-
rung soll keinen Zugriff/kein Stimmrecht 
in öffentlichen Unternehmen haben.

10. Das gilt auch für die Demokratischen 
Allmenden, die dritte Eigentumskatego-
rie neben einer Mehrheit (kleiner) Pri-
vatunternehmen und Großunternehmen 
mit gemischter Besitzerstruktur. Demo-
kratische Allmenden (auch „Commons“) 
sind Gemeinwirtschaftsbetriebe im Bil-
dungs-, Gesundheits-, Sozial-, Mobili-
täts-, Energie- und Kommunikationsbe-
reich: die „Daseinsvorsorge“.

11. Eine wichtige Demokratische All-
mende ist die Demokratische Bank. 
Sie dient wie alle Unternehmen dem 
Gemeinwohl und wird wie alle De-
mokratischen Allmenden vom demo-
kratischen Souverän kontrolliert und 
nicht von der Regierung. Ihre Kern-
leistungen sind garantierte Sparver-
mögen, kostenlose Girokonten, kos-
tengünstige Kredite und ökosoziale 
Risikokredite. Der Staat finanziert sich 
primär über zinsfreie Zentralbankkre-
dite. Die Zentralbank erhält das Geld-
schöpfungsmonopol und wickelt den 
grenzüberschreitenden Kapitalverkehr 
ab, um Steuerflucht zu unterbinden. 

Die Finanzmärkte in der heutigen Form 
wird es nicht mehr geben.

12. Nach dem Vorschlag von John 
Maynard Keynes wird eine globale 
Währungskooperation errichtet mit 
einer globalen Verrechnungseinheit 
(„Globo“, „Terra“) für den internationa-
len Wirtschaftsaustausch. Auf lokaler 
Ebene können Regiogelder die Nati-
onalwährung ergänzen. Um sich vor 
unfairem Handel zu schützen, initiiert 
die EU eine Fair-Handelszone („Ge-
meinwohl-Zone“), in der gleiche Stan-
dards gelten oder die Zollhöhe sich an 
der Gemeinwohl-Bilanz des Hersteller-
Unternehmens orientiert. Langfristziel 
ist eine globale Gemeinwohl-Zone als 
UN-Abkommen.

13. Der Natur wird ein Eigenwert zu-
erkannt, weshalb sie nicht zu Privatei-
gentum werden kann. Wer ein Stück 
Land für den Zweck des Wohnens, 

der Produktion oder der Land- und 
Forstwirtschaft benötigt, kann eine 
begrenzte Fläche kostenlos oder ge-
gen eine Nutzungsgebühr nutzen. Die 
Überlassung ist an ökologische Auf-
lagen und an die konkrete Nutzung 
geknüpft. Damit sind Landgrabbing, 
Großgrundbesitz und Immobilienspe-
kulation zu Ende. Im Gegenzug entfällt 
die Grundvermögenssteuer.

Die Bewertung von 
Unternehmenserfolg erfolgt aufgrund 

gemeinwohlorientierter Werte.

14. Wirtschaftswachstum ist kein Ziel 
mehr, hingegen die Reduktion des 
ökologischen Fußabdrucks von Per-
sonen, Unternehmen und Staaten auf 
ein global nachhaltiges Niveau. Der 
Kategorische Imperativ wird um die 
ökologische Dimension erweitert. Un-
sere Freiheit, einen beliebigen Lebens-
stil zu wählen, endet dort, wo sie die 
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Die Eckpunkte der Gemeinwohl-Ökonomie könnten breit und intensiv diskutiert, in einem 
gewählten Konvent in Gesetze gegossen und dann direktdemokratisch verabschiedet werden.
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Freiheit anderer Menschen beschnei-
det, denselben Lebensstil zu wählen 
oder auch nur ein menschenwürdiges 
Leben zu führen. Privatpersonen und 
Unternehmen werden angereizt, ihren 
ökologischen Fußabdruck zu mes-
sen und auf ein global gerechtes und 
nachhaltiges Niveau zu reduzieren.

15. Die Erwerbsarbeitszeit wird schritt-
weise auf das mehrheitlich gewünsch-
te Maß von 30 bis 33 Wochenstunden 
reduziert. Dadurch wird Zeit frei für 
drei andere zentrale Arbeitsbereiche: 
Beziehungs- und Betreuungsarbeit 
(Kinder, Kranke, SeniorInnen), Eigenar-
beit (Persönlichkeitsentwicklung, Kunst, 
Garten, Muße) sowie politische und 
Gemeinwesenarbeit. Infolge dieser aus-
gewogeneren Zeiteinteilung würde der 
Lebensstil konsumärmer, suffizienter 
und ökologisch nachhaltiger.

16. Jedes zehnte Berufsjahr ist ein Frei-
jahr und wird durch ein bedingungs-
loses Grundeinkommen finanziert. 
Menschen können im Freijahr tun, was 
sie wollen. Diese Maßnahme entlastet 
den Arbeitsmarkt um zehn Prozent – 
die aktuelle Arbeitslosigkeit in der EU.

17. Die repräsentative Demokratie wird 
ergänzt durch direkte und partizipative 
Demokratie. Der Souverän soll seine 
Vertretung korrigieren, selbst Gesetze 
beschließen, die Verfassung ändern 
und Grundversorgungsbereiche – Bahn, 
Post, Banken – kontrollieren können. In 
einer echten Demokratie sind die Inter-
essen des Souveräns und seiner Vertre-
tung identisch – Voraussetzung dafür 
sind umfassende Mitgestaltungs- und 
Kontrollrechte des Souveräns.

18. Alle zwanzig Eckpunkte der Gemein-
wohl-Ökonomie sollen in einem breiten 

Basisprozess durch intensive Diskussi-
on ausreifen, bevor sie von einem direkt 
gewählten Wirtschaftskonvent in Gesetze 
gegossen werden. Über das Ergebnis 
stimmt der demokratische Souverän ab. 
Was angenommen wird, geht in die Ver-
fassung ein und kann – jederzeit – nur 
wieder vom Souverän selbst geändert 
werden. Zur Vertiefung der Demokra-
tie können weitere Konvente einberufen 
werden: Bildungs-, Medien-, Daseinsvor-
sorge-, Demokratiekonvent etc.

Die GWÖ ist nicht das Ende der 
Geschichte, aber ein nächster 

möglicher Schritt.

19. Um die Werte der Gemeinwohl-
Ökonomie von Kind an vertraut zu ma-
chen und zu praktizieren, muss auch 
das Bildungswesen gemeinwohlorien-
tiert aufgebaut werden. Das verlangt 
eine andere Form von Schule sowie an-
dere Inhalte, z. B. Gefühlskunde, Werte-
kunde, Kommunikationskunde, Demo-
kratiekunde, Naturerfahrenskunde und 
Körpersensibilisierung.

20. Da in der Gemeinwohl-Ökonomie 
unternehmerischer Erfolg eine ganz 
andere Bedeutung haben wird als heu-
te, werden auch andere Führungsqua-
litäten gefragt sein: Nicht mehr die 
rücksichtslosesten, egoistischsten und 
„zahlenrationalsten“ Manager werden 
gesucht, sondern Menschen, die sozial 
verantwortlich und -kompetent handeln, 
mitfühlend und empathisch sind, Mitbe-
stimmung als Chance und Gewinn sehen 
und nachhaltig langfristig denken. Sie 
werden die neuen Vorbilder sein.

Die Gemeinwohl-Ökonomie ist weder 
das beste aller Wirtschaftsmodelle 
noch das Ende der Geschichte, nur ein 
nächster möglicher Schritt in die Zu-

kunft. Sie ist ein partizipativer und ent-
wicklungsoffener Prozess und sucht 
Synergien mit ähnlichen Ansätzen. 
Durch das gemeinsame Engagement 
zahlreicher mutiger und entschlos-
sener Menschen kann etwas grund-
legend Neues geschaffen werden. 
Die Umsetzung erfordert intrinsische 
Motivation und Eigenverantwortung, 
rechtliche Anreize, einen ordnungspo-
litischen Rahmen sowie Bewusstseins-
bildung. Alle Menschen, Unternehmen, 
Organisationen und Gemeinden kön-
nen sich am Umbau der Wirtschafts-
ordnung in Richtung Gemeinwohl-
Ökonomie beteiligen. 

Weitere Infos: 
www.gemeinwohl-oekonomie.org 
www.christian-felber.at
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